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Satzungsänderung genehmigt
Nachdem Kleiner und Großer Senat in etwa paritätisch Großen Senat mit der für eine Satzungsänderung nötigen 
besetzt waren, mußte als vorläufig letzte grundlegende Zweidrittelmehrheit rechnen konnte. Die Herren Stutz 
Verbesserung der Hochschulsatzung die Änderung der (Vertreter der nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter), Knell 
Zusammensetzung der Fakultätsorgane folgen. (Assistent) und Jonas (Student) legten einen gemein-
Am 9. 7. dieses Jahres war es soweit, daß man im sam erarbeiteten Entwurf vor.

Mit Bällen, Rasseln und Rollern 
kamen etwa 20 Kinder zusammen 
mit ihren Eltern am 31. Oktober 
zum angekündigten „Spiel-In“ in 
den Senatssaal. Die Eltern ver­
handelten mit Direktorium und 
Kanzler, während ihre Kinder Ball 
spielten oder auf dem schönen 
großen Tisch vor den Nasen des 
Direktoriums, das privates Ver­
ständnis erkennen ließ, entlang 
spazierten. Geld und technische 
Unterstützung für die Kinderwerk­
statt (siehe S. 6) will die Hoch­
schule nicht gewähren, weil eine 
wissenschaftliche Hochschule we­
gen eines klar definierten Etats 
keinen Sonderfonds habe, um so­
ziale Einrichtungen zu unterstützen. 
Innerhalb einer Stunde einigte 
man sich gütlich unverbindlich, daß 
zusammen mit dem Vorstand des 
Studentenwerks — dessen Ge­
schäftsführer Reißer sich bisher 
vollkommen unzugänglich gezeigt 
hat — am 17. 11. noch einmal erör­
tert werden soll, was eventuell ge­
tan werden und wie man gemein­
sam auf dem Verwaltungswege 
das Kultusministerium zur Hilfe 
überreden könne.
Falls keine Hilfe kommt, werden 
die Kinder wohl eines Tages stän­
dig im Senatssaal spielen müssen, 
innerhalb einer ansonsten kinder­
feindlichen Hochschule.
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Dieser Anhang sieht folgende Rege­
lung für die Fakultäten vor: 
Fakultätsorgane sind der Dekan, die 
Weitere Fakultät und die Engere 
Fakultät.
Der Dekan leitet die Fakultät und 
vertritt sie nach außen.
Der Weiteren Fakultät gehören in 
gleicher Zahl an: Hochschullehrer 
(alle hauptamtlichen der Fakultät 
und Vertreter der nichthauptamt- 
lichen), nichthabilitierte wissenschaft­
liche Mitarbeiter, Studenten sowie 
mindestens ein Drittel soviel nicht­
wissenschaftliche Mitarbeiter wie 
von jeder der anderen Gruppen. 
Dieses Gremium wählt den Dekan 
und gegebenenfalls wählt es ihn 
auch wieder ab, bevor dessen regu­
läre Amtszeit von zwei Jahren abge­
laufen ist. Der Dekan hat der Weite­
ren Fakultät mindesten einmal im 
Semester Bericht zu erstatten. 
Außerdem muß die Weitere Fakul­
tät eine Fakultätssatzung erarbeiten 
und verabschieden, die über eine 
Gliederung der Fakultät in Fachbe­
reiche, eine Verkleinerung der Wei­
teren Fakultät und die Anzahl der 
Mitglieder der Engeren Fakultät be­
stimmt. Bei den letzten beiden Punk­
ten muß aber das oben für die Wei­
tere Fakultät angegebene Beteili­
gungsverhältnis gewahrt beiben.

Die „Rechte und Pflichten“ der Fa- 
kutät werden durch die Engere Fa­
kultät wahrgenommen, soweit dies 
nicht schon von der Weiteren getan 
wird.
Da die Engere Fakultät erst zusam­
mentreten kann, wenn die Weitere 
eine Satzung beschlossen h a^^ritt 
an ihre Stelle vorläufig ein ^P h ii- 
tee, das aus drei Hochschullehrern, 
drei Assistenten, drei Studenten und 
einem nichtwissenschaftlichen Mitar­
beiter besteht. Der Dekan hat in die­
sem Komitee nur beratende Stimme. 
Schließlich bestellt die bi^feuge 
Engere Fakultät eine Satzun^Rm- 
mission, die der Weiteren Fakultät 
nach deren Konstituierung einen 
Vorschlag für die Fakultätssatzung 
unterbreiten soll.
Dieser Entwurf zur Änderung der 
Hochschulsatzung wurde in nament­
licher Abstimmung mit 83 Ja-Stim­
men angenommen, gegen 25 Stim­
men bei 4 Enthaltungen.
Vielleicht wollte das Präsidium des 
Großen Senats deutlich machen, daß 
die Entscheidung über Annahme 
oder Ablehnung dieses Änderungs­
entwurfes letztlich bei den Assisten­
ten lag, und rief deshalb diese als 
letzte zur Abstimmung auf. Dadurch 
konnten die Assistentenvertreter ge­

nau verfolgen, wieviele von ihren 
Stimmen zur Zweidrittelmehrheit 
noch fehlen.

Der hessische Kultusminister hat die 
Neufassung dieses Teils der Hoch­
schulsatzung (§ 111a) mit nur un­
wesentlichen redaktionellen Ände­
rungen am 7. 8. 1969 für ein Jahr 
genehmigt.

Meldungen und Gerüchte aus dem 
Kultusministerium über die Ansicht 
des Kultusministers über die neue 
Satzung widersprechen sich in letzter 
Zeit: Zunächst hieß es, der Kultus­
minister wolle seine Genehmigung 
zurückziehen, wenn die Fakultäten 
nicht bis spätestens Weihnachten ar­
beitsfähig seien; später verlautete, 
der Kultusminister würde die Sat­
zung nicht zurückziehen, wenn nur 
die Professoren die Praktizierung 
der Satzungsreformen verhindern 
würden.

Über die Einstellung des neuen Kul­
tusministers zum Darmstädter Mo­
dell war bisher noch nichts zu er­
fahren.
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A rkitekten  in neuem Gebäude
Auf die Nachtweide umgezogen ist 
die Fakultät Architektur. Seit dem 
Beginn des Wintersemesters werden 
die Vorlesungen im neuen, noch nicht 
ganz fertiggestellten Fakultätsge­
bäude am Hochschulstadion gehal­
ten. Der Bau (Bauzeit 27 Monate, 
Baukosten etwa 18 Millionen DM) 
bietet ausgenblicklich 420 Studen­
ten Platz — bei der Planung war 
man von den Zahlen ausgegangen, 
die in den alten Räumen und nach 
Einführung eines numerus clausus

„sich ergeben“ hatten. Bis zur Er­
richtung eines Restaurants im Früh­
jahr dient eine Halle im Neubau als 
provisorische Essensausgabe. Eine 
Busverbindung zwischen Archfak und 
Hochschule ist bisher nicht geplant, 
da die Studenten sämtliche Lehrver­
anstaltungen im neuen Haus ange- 
boten bekommen.
In die freiwerdenden Räume im 
Hauptgebäude werden sich Mathe­
matiker und die juristischen Lehr­
stühle aus der Neckarstraße teilen.

Ordinarien ziehen Notbremse
N orm enkontrollklage beim Hessischen Verwaltungsgericht
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Darmstädter Modell

Am 9. 7. beschloß der Große Senat der THD weitrei- den Hochschullehrer stimmten dieser Satzungsänderung 
chende Satzungsänderungen für die Fakultäten. Die zu.
weitere und engere Fakultät soll aus Hochschullehrern, Die Mehrzahl der Hochschullehrer ist jedoch nicht ge- 
wissenschaftlichen Mitarbeitern, Studenten und nicht- willt, die Entscheidungen des satzungsgebenden Organs 
wissenschaftlichen Mitarbeitern in der Parität 3:3:3:1 der THD zu akzeptieren, 
gebildet werden. Nur Vs der im Großen Senat anwesen-

Am 11. 7. schickten fünf der sieben 
Dekane (außer Bächer, Architektur, 
und Eyferth, KuSt) einen Brief an 
den Hessischen Kultusminister. Da­
rin wird vor „schweren Schäden und 
weitreichenden Konsequenzen“ ge­
warnt, die bei Genehmigung der 
Satzungsänderungen durch den Kul­
tusminister entstehen würden.
Am 26. 7. zogen 69 von 124 Pro­
fessoren nach. In einem Brief an 
den Rektor der THD, Prof. Guther, 
stellt man fest, daß die Unterzeich­
ner zwar für Reformen seien, aber 
eben für andere. Die Hauptkritik 
richtet sich gegen die Parität in 
der Weiteren und Engeren Fakultät. 
Die so mögliche Majorisierung der 
Hochschullehrer widerspreche der 
mit ihrem Amt verbundenen Aufgabe 
und Verantwortung.
Der Artikel 5, Abs. 3 des Grundge­
setzes garantiere die Forschungs­
und Lehrfreiheit der Hochschulleh­

rer, heißt es. Deshalb werde man 
die Satzungsänderungen nicht aner­
kennen und notfalls den Rechtsweg 
beschreiten.
Im Schlußsatz werden wieder die 
Konsequenzen für die Hochschule 
und ihre Leistungsfähigkeit be­
schworen: derartige „Pseudo-Refor­
men“ würden innerhalb kurzer Zeit 
den Zerfall der Hochschule zur Folge 
haben.
Die Unterzeichner des Briefs kün­
digen an, daß sie „alles in ihren 
Kräften stehende“ tun würden, um 
der „verhängnisvollen Entwicklung“ 
entgegenzuwirken.
Als der Hessische Kultusminister als 
Rechtsaufsichtsbehörde am 7. 8. die 
Satzungsänderungen genehmigt hatte, 
war es für 61 Hochschullehrer an 
der Zeit, den Rechtsweg zu beschrei­
ten: Sie reichten beim Hessischen 
Verwaltungsgerichtshof in Kassel 
einen Antrag auf Normenkontrolle

ein. Gleichzeitig forderten sie eine 
einstweilige Anordnung des Ge­
richts, die Praktizierung der Sat­
zungsänderungen bis zur endgülti­
gen Entscheidung zu untersagen.
In dieser Klage gegen die TH Darm­
stadt und das Land Hessen führen 
die Professoren formale und mate­
rielle Gründe auf, die zur Folge 
hätten, daß die Satzungsänderungen 
ungültig wären und daher nicht prak­
tiziert werden könnten. Als formaler 
Fehler wird die Zusammensetzung 
des alten Großen Senats (SS 1967 
bis Februar 1969) angesehen; der 
Hessische Kultusminister habe in 
seinem damaligen Genehmigungs­
erlaß Satzungsbestimmungen über 
dessen Zusammensetzung materiell 
geändert. Das stehe ihm nicht zu, 
und deshalb seien alle Beschlüsse 
des alten Großen Senats ungültig.

Fortsetzung auf Seite 2
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Hochschullehrer beschwören 
das Grundgesetz

Zur Verteidigung ihrer angestammten 
Privilegien in der Hochschule postu­
liert die Mehrzahl der Professoren der 
Technischen Hochschule Darmstadt für 
ein Grundrecht der Forschungs- und 
Lehrfreiheit für Hochschullehrer. Re­
formen, wie sie an der TH Darmstadt 
versucht werden, halten sie für ver­
fassungswidrig. Dabei beziehen sie sidi 
auf Artikel 5, Absatz 3 des Grundge­
setzes und meinen, daß nur kleine 
Verbesserungen innerhalb der altherge­
brachten Ordnung, die ihnen die we­
sentlichen Entscheidungen überläßt, zu­
lässig seien.
Artikel 5, Absatz 3 lautet:
„Kunst und Wissenschaft, Forschung und 
Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre 
entbindet nicht von der Treue zur Ver­
fassung.“
Dem größten Teil der Darmstädter 
Hochschullehrer scheint dieser Grund­
gesetzartikel fremd zu sein, denn sonst 
müßten sie feststellen, daß hier ver­
fassungsrechtlich die Freiheit von For­
schung und Lehre gegen wissenschafts­
fremde Angriffe und nicht die Freiheit 
der Ordinarien garantiert wird.

Hier war vom Verfassungsgeber an die 
Einflüsse von außerhalb der Universität 
gedacht, die dazu führen können, daß 
innerhalb der Hochschule ein unab­
hängiges, objektives, wissenschaftliches 
Arbeiten nicht mehr möglich ist.
Solche Kräfte, die diese Freiheit der 
Hochschule einschränken wollen, sind 
heute zum Beispiel Staat und Wirt­
schaft.
Beim heutigen Zustand, der Ordina- 
rien-Universität mit der Alleinverfü­
gungsgewalt des ordentlichen Professors, 
um deren Erhalt die Prozesse vor den 
Verwaltungsgerichten geführt werden, 
kann der Einfluß der von außerhalb 
der Universität einwirkenden Kräfte 
nicht offengelegt und kontrolliert wer­
den. Bei den überall vorhandenen Miß­
ständen, die eine Folge der über­
kommenen Universitätsstruktur sind, 
wird ein Angriff von außen geradezu 
provoziert.
Die Hochschullehrer sollten nicht die 
Verfasungsmäßigkeit von Reformergeb­
nissen anzweifeln. Sie müßten ihren 
ganzen wissenschaftlichen, kritischen 
Scharfsinn dazu verwenden, um festzu­
stellen), ob die Ordinarienuniversität 
überhaupt verfassungsmäßig ist.

EIN NEUES REPETI TORI UM
ergänzt die bewährten Demmig-Bücher wie 

Differentialgleichungen, Statik, 
Differentialrechnung, Integralrechnung 

Festigkeitslehre, Massenpunkt, Massenkörper.
Dipl.-Math. Gudrun Demmig 

Vektorrechnung Teil 1
Repetitorium mit 78 Aufgaben u. 73 Abb., 98 Seiten 11,50 DM 
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Es wird weitergehafnert
Wer geglaubt hatte, der Fall Hafner 
und mit ihm Prof. Hafner seien ein 
für alle mal erledigt, mußte sich in den 
letzten Wochen eines Schlechteren be­
lehren lassen. Im Sommersemester 
hatten sich Studenten und Assistenten 
des Organischen Instituts mit Hafner 
zusammengesetzt, um den überhöhten 
Leistungsdruck im Organischen Prakti­
kum abzubauen. Am 9. Oktober — 
vielleicht waren ihm die Reformvor­
schläge unheimlich geworden — ließ er 
die Kommission platzen. Er forderte 
die studentischen Mitglieder auf, sich 
von einem Beschluß der Fachschafts- 
vollversammlung zu distanzieren, in dem 
diese den Ordinarius aufgefordert 
hatte, die Hochschule zu verlassen. Die 
Kommissionsmitglieder weigerten sich. 
Daraufhin ließ Hafner sie vor die Tür 
setzen und brach, als empörte Studen­
ten in den Raum eindrangen, die 
Sitzung ab.
Man weiß nicht, ob man sich über soviel 
Dreistigkeit noch ärgern oder sie schon 
bewundern soll. Anstatt die Briefaf­
färe endgültig ruhen zu lassen, nach­
dem ihm der Senat der TH beschei­
nigt hatte: „Der Senat ist der Ansicht, 
daß die von ihm kritisierten, für die 
TH Darmstadt bedeutsamen Handlun­
gen Prof. Hafners mit der Tätigkeit 
eines Hochschullehrers nicht vereinbar

sind“ (also genau das, -Ma^die Fach­
schaft unverblümter ausgi^^ckt hatte), 
bringt sie Hafner wieder aufs Tapet. 
Wie die personifizierte Unschuld spricht 
er davon, daß die Studenten die ver­
giftete Atmosphäre bereinigen müßten, 
bevor wieder eine vertrauensvolle Zu­
sammenarbeit möglich sei; der erste 
Sdiritt müsse von ihrer Seite getan wer­
den. Er lege nicht nur Wert auf fach­
liche, sondern auch auf charakterliche 
Qualitäten, und die Art der gegen ihn 
vorgebrachten Vorwürfe hätten ihn 
schwer getroffen.
Mit solchen Sätzen verteidigte er sich 
auf und nach einer Versammlung aller 
„am Praktikum interessierten Chemie- 
Studenten“, die er auf Drängen seines 
Assistenten Kreher einberufen hatte und 
auf der er bei seiner Weigerung blieb, 
ohne Vorbedingungen mit den Studen­
ten weiterzuverhandeln. Keiner, der 
Hafner daraufhin vor die Tür gesetzt 
hätte. Alle Anwesenden — bis auf die 
aufbegehrende Basisgruppe Chemie — 
waren entschlossen, unter Zähneknir­
schen „vernünftig“ zu bleiben, in der 
Hoffnung, der Professor werde ihr 
Wohlverhalten mit einer kleinen Prak­
tikumsreform belohnen. Denn der Weg 
zu Reformen führt derzeit noch durdi 
die Gesäßöffnung des Institutsdirektors.
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Bei zwei der in der letzten Ausgabe erschienenen Bildern (Prof. Schütte, 
Seite 2 und Landtag, Seite 5) fehlte der Bildnachweis „dpa“ .

Fortsetzung:
Ordinarien

ziehen
Notbremse

Die TH Darmstadt (der damalige 
Rektor Schultz) hatte deshalb schon 
einmal gegen den Kultusminister ge­
klagt. Diese Klage mit dem Antrag, 
den Kultusminister zu verpflichten, 
die Satzung in der von der Hoch­
schule eingereichten Fassung zu ge­
nehmigen, wurde schon zu Anfang 
dieses Jahres vom Verwaltungsge­
richt Darmstadt verworfen. Eine 
weitere Normenkontrollklage der 
Professoren Horn, Klein und Mar- 
guerre hatte die gleiche Begrün­
dung. Über sie wurde noch nicht ent­
schieden. Die ebenfalls beantragte 
Einstweilige Anordnung wurde aber 
am 16. 7. vom Hessischen Verwal­
tungsgericht abgelehnt.
Übrigens hatten die Antragsteller 
weiterhin im alten Großen Senat und 
teilweise auch im neuen Großen Se­
nat mitgewirkt.
Im materiellen Teil der Klage führen 
die 61 Professoren an, daß die neue 
Fakultätsgestalt der Auffassung des 
Hessischen Hochschulgesetzes von 
„Fakultät“ widerspreche. Dort stehe 
zwar nichts Genaues darüber, aber 
der Gesetzgeber habe doch sicher 
„übereinstimmend mit dem traditio­
nellen Verständnis des Begriffs ,Fa­
kultät' im gesamten deutschsprachi­
gen mitteleuropäischen Raum (ein- 
schl. Österreich, Schweiz) die or­
ganisatorische Zusammensetzung der 
Hochschullehrer bestimmter Wissen­
schaftsbereiche, wobei die Weitere 
Fakultät alle diese Hochschullehrer, 
die Engere Fakultät die hauptamt­
lichen Fachvertreter und Vertreter 
der Nichtordinarien umfasse“ , ge­
meint. Südtirol und die DDR wer- 
neuen, nach der Hochschulsatzung 
vorgesehenen Fakultäten den im 
Hessischen Hochschulgesetz vorge­
sehenen Fakultäten widersprechen. 
Und selbst wenn die neue Engere 
Fakultät als Fakultät im Sinne des 
Hessischen Hochschulgesetzes anzu­
sprechen sei, dann sei bis zu deren 
Arbeitsaufnahme der gesetzwidrige 
Zustand einer Hochschule ohne 
Fakultäten da, denn die für die 
Übergangszeit vorgesehenen Komi­
tees seien auch gesetzwidrig.
Die Kläger erwähnen nicht, daß sie 
alles daransetzen wollen, den „un­
gesetzlichen Zustand“ noch zu ver­
längern. Denn die Mehrzahl der De­
kane, Prodekane und Hochschulleh­
rer weigert sich, ihre satzungsge­
mäßen Aufgaben zu erfüllen und die 
„Beschlüsse oder sonstigen Maß­

nahmen“ der neuen Gremien anzu­
erkennen.
Schließich kommen die 61 zum 
eigentlichen Grund ihrer Klage und 
meinen, daß eine Majorisierung de­
rer, denen „aufgrund ihrer bewiese­
nen wissenschaftlichen Qualifikatio­
nen mit ihrem Amt die Verantwor­
tung in Forschung und Lehre in ihrem 
Fachgebiet übertragen wurde“ , durch 
den Proporz „3:3:3:1“ gesetzwidrig 
sei. Zur Erfüllung der Aufgaben einer 
Fakultät seien vorwiegend die Hoch­
schullehrer berufen, nach der neuen 
Regelung würden sie aber hoff­
nungslos in der Minderheit sein. 
Studenten und „sogar“ nichtwissen­
schaftliche Mitarbeiter beschlössen 
über wichtige wissenschaftliche und 
pädagogische Aufgaben.
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Es wird versichert, daß die Hoch­
schulsatzung aus dem Jahre 1967 
nach langer, gründlicher Überlegung 
zustande gekommen sei; die danach 
vorhandene Unzufriedenheit der Stu­
dentenschaft mit der neuen Satzung 
und das nicht gerade zimperliche 
Umspringen der Satzungsväter mit 
den Vertretern der Studentenschaft 
bleiben unerwähnt.
In der Zusammenfassung ihres Nor- 
menkontrollantrags kommen die An­
tragsteller zu dem Schluß, daß die 
Satzungsänderungen zur Fakultät 
g e^H - und verfassungswidrig (Ar- 
t ik ^ ^ , Absatz 3 Grundgesetz) seien. 
Und gefährlich seien sich auch.
Die Hochschullehrer erklären, daß 
sie an den von den Satzungsände­
rungen hervorgerufenen „eklatanten 
reci^widrigen Veranstaltungen“ sich 
nic^Hbeteiligen würden.
Das Aussetzen der Beschlüsse des 
Großen Senats zur Fakultät (§ 111a) 
durch eine einstweilige Anordnung 
wird gefordert, weil die Funktions­
fähigkeit der Hochschule aufrecht er­
halten werden müsse.
Diesen Antrag bringen die klagen­
den Hochschullehrer ein, obwohl 
gerade sie es sind, die ankündigen, 
daß sie in den neu entstandenen 
Fakultätsorganen nicht mitarbeiten 
wollen und dadurch selbst die Erle­
digung der dringenden Aufgaben der 
Fakultäten verhindern.

Kurz
notiert

*

BONN:

Die Bundesassistentenkonferenz 
(BAK) hat zum Abschluß ihrer vier­
ten Vollversammlung am 13. Okto­
ber Widerstand bis zum Assisten­
tenstreik gegen die Zulassungsbe­
schränkungen an den deutschen 
Hochschulen angesagt. Der neue 
Vorsitzende der BAK, Tilman West- 
phalen, bezeichnete als Ursachen für 
diesen „bildungspolitischen Skan­
dal“ eine unzureichende Datener­
hebung und falsche Vorausschätzun­
gen der Entwicklung auf dem Bil­
dungssektor. Dem Wissenschaftsrat 
warf die BAK völliges Versagen in 
dieser Frage vor und forderte von 
der neuen Bundesregierung zugleich 
die Auflösung dieses Gremiums.

*

TOKIO:

Der 48 Jahre alte Professor Masa- 
zumi Terada der Universität Osaka, 
dessen physikalisches Forschungsla­
boratorium mehrfach von Studenten 
besetzt worden war, hat am 14. Ok­
tober Selbstmord durch Harakiri be­
gangen. Terada ist der vierte ja­
panische Professor, der sich offenbar 
wegen studentischer Unruhen an den 
Universitäten das Leben nahm.

*

DÜSSELDORF:

Die Assistentenschaft des Landes 
Nordrhein-Westfalen kann einen 
ersten Erfolg um Anerkennung ihrer 
wirklichen Leistungen für sich ver­
buchen. Die Assistenten erhalten ab 
Oktober eine Lehrvergütung von 
DM 1200 jährlich. Der Landtag er­
ließ ein entsprechendes Gesetz, 
nachdem die Assistentenschaft ihre 
Forderungen mit immer mehr Nach­
druck vertreten hatte.

BERLIN:

Assistenten und Studenten der Phy­
sikinstitute der FU Berlin gingen 
Anfang Oktober mit Sammelbüchsen 
auf den Kurfürstendamm, um von 
den Passanten Geldspenden für die 
Bezahlung dringend erforderlicher 
Hilfsassistenten zu erbitten. Gleich­
zeitig wiesen sie mit Plakaten auf 
die Mißstände in ihrem Fachbereich 
hin.

Die Lage in den Fakultäten
Architektur
Dekan Mann zurückgetreten 
Prodekan Bächer im Amt, führt kom­
missarisch die Dekansgeschäfte 
Satzungskommission und Ersatzko­
mitee gebildet, haben wegen Umzug 
der Fakultät noch nicht getagt.

Bauingenieurwesen

Dekan Eichhorn kurz vor Ende seiner 
Amtsperiode zurückgetreten (auch 
als Prodekan)
Neuer Dekan Schröder ebenfalls zu­
rückgetreten
Nach Ministererlaß (Hosemann) sind 
beide zur kommissarischen Führung 
der Geschäfte bereit 
Fakultätsgremien noch nicht gewählt

Maschinenbau

Dekan Pahl kurz vor Ende seiner 
Amtszeit zurückgetreten (auch als 
Prodekan)
Neuer Dekan Brandt ebenfalls zu­
rückgetreten
Fakultätsgremien noch nicht gebildet 
Lage völlig ungeklärt

Mathematik/Physik

Dekan Brix kurz vor Ablauf seiner 
Amtsperiode zurückgetreten (als Pro­
dekan im Amt mit Bitte um baldige 
Ablösung)
Neuer Dekan Lingenberg im Amt 
7. 10.: Alte Engere Fakultät nimmt 
Antrag Fick an, vor Entscheid der 
Normenkontrollklage keine Satzungs­
kommission zu bilden (11:10 Stim­
men). Veto der Studenten.
17. 10.: Alte Engere Fakultät nimmt 
Antrag Brix an, eine Satzungskom­
mission zu bilden, die eine Satzung 
auf der Grundlage des HUG-Ent- 
wurfs erarbeiten soll (14:10 Stim­
men). Veto der Studenten.
Darauf Antrag Schmieden, die Sat­
zungskommission endgültig einzu­
setzen. Auszug der konservativen 
Professoren (meist Physiker). Rest­
fakultät nimmt Antrag Schmieden 
mit 11:1:1 an.
Ersatzkomitee hat am 31. 10. getagt.

Chemie, Biologie etc.

Dekan Lieser im Amt 
Prodekan im Amt 
Satzungskommission ist gebildet 
Ersatzkomitee hat getagt

Elektrotechnik

Dekan Hosemann zurückgetreten 
Prodekan Brader zurückgetreten 
Dienstältester Ordinarius Frühauf 
führt Geschäfte kommissarisch, aller­
dings nicht im Sinne der Satzungs­
reform
Kultusminister hat Hosemann beauf­
tragt, die Satzungsreform einzulei­
ten, Hosemann weigert sich (Begrün­
dung: „Gewissenskonflikt“). KuMi
beauftragt erneut, droht mit beam­
tenrechtlichen Konsequenzen; Hose­
mann weigert sich abermals.
KuMi ordnet sofortige Vollziehung 
an, Hosemann ficht die Anordnung 
beim Verwaltungsgericht an. Gericht 
vertagt die Entscheidung bis zum 
25. 11., bis dahin soll Frühauf die 
Geschäfte führen
Satzungskommission nicht gebildet 
Ersatzkomitee nicht getagt

Kultur- und Staatswissenschaften

Dekan Eyferth im Amt 
Prodekan Naumann im Amt 
Satzungskommission hat Arbeit ab­
geschlossen
Ersatzkomitee hat getagt
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Auf dem
Verordnungswege

Viel wirkungsvoller, subtiler und so­
mit gefährlicher ist folgende Ent­
wicklung, die sich in den letzten Mo­
naten deutlich abzeichnet: es wer­
den Rahmenprüfungsordnungen
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Ärger mit der Informatik
Eine professorenfreundliche Geschäftsordnung rettete den Ausschuß

„Geprüft"
Die Rolle des inzwischen zurückge­
tretenen Dekans der Fakultät ET 
der THD sollte in diesem Zusam­
menhang nicht unerwähnt bleiben. 
Auf Drängen der Fachschaft, den 
Komplex „RPO“ in einer Sitzung 
des nad^Oler Fakultätsreform mit 
der Wahr^PFmung der Aufgaben der 
Fakultät beauftragten Gremiums 
(Dekan, Prodekan, zwei Assistenten, 
zwei Studenten, ein nichtwissen­
schaftlicher Mitarbeiter) behandeln 
zu lassen, weigerte sich der Dekan, 
eine S itz ^ B  dieses Gremiums ein- 
zuberufen^^r schickte dagegen — 
ohne das zuständige Fakultätsgre­
mium gehört zu haben — im Namen 
der Fakultät dem Kultusminister 
eine Stellungnahme, in der zwar die 
RPO abgelehnt wurde, allerdings nur 
im Hinblick auf Widersprüche zwi­
schen RPO und der Darmstädter 
Prüfungsordnung in ET.
Diese Stellungnahme ist insofern 
äußerst gefährlich, weil — wenn allen 
Einwänden des Dekans in einer ge­
änderten RPO stattgegeben wird — 
die betroffenen Studenten keine 
Möglichkeit haben, in Zukunft ihre 
Prüfungsordnung so zu ändern, daß 
sie den jeweils neuesten hochschul- 
didaktischen Erkenntnissen entspricht. 
In einem solchen Fall nämlich wur­
den sie sofort darauf hingewiesen, 
daß ja alle ihre damaligen Einwände 
in die RPO aufgenommen worden 
seien. Aus diesem Grunde mußte 
die Fachschaft den privaten Cha­
rakter der Stellungnahme des De­
kans dem Kultusminister erläutern 
und außerdem eine den studenti­
schen Interessen eher entsprechende 
Stellungnahme des Senats herbei­
führen.
Dadurch, daß die Verabschiedung 
der Rahmenprüfungsordnung mehr­
fach aufgeschoben wurde, ist das 
Problem jedoch nicht gelöst. Fol­
gende Forderungen müssen jetzt 
durchgesetzt werden:
Eine Gruppe aus Studenten (etwa 
die Hälfte), Assistenten und Pro­
fessoren, die vorwiegend den Fach­
gebieten Pädagogik, Psychologie 
und Soziologie angehören, sollte 
die Notwendigkeit von Rahmen­
prüfungsordnungen diskutieren. Da­
raus müßten Konsequenzen für 
die Neufassung der Verfahrensord­
nung der Gemeinsamen Kommission 
gezogen werden. Für den Fall, daß 
sich Rahmenprüfungsordnungen als 
notwendig erweisen sollten, müßten 
künftig Gemeinsame Kommission 
und Fachausschüsse dieser Gruppe 
entsprechend besetzt sein, wobei

Papier-und Zcidienwaren Spezialgeschäft für HochschulbcdarfKarl W eiss
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Die Streiks und Aktionen gegen Ord­
nungsrecht und HUG haben in Hes- 1 
sen dazu geführt, daß trotz erster ! 
Lesung im Landtag beide Gesetzes- > 
Vorlagen auf Eis gelegt sind, um 
einen günstigeren Zeitpunkt zur Ver­
abschiedung — vermutlich nach der 
nächsten Landtagswahl — abzuwar­
ten.
Zudem hat inzwischen auch die 
Staatsmacht erkannt, daß sich das 
Ordnungsrecht denkbar schlecht als 
Disziplinierungsinstrument eignet. 
Es ist ihr nicht verborgen geblieben, 
daß ihre Rädelsführertheorie falsch 
ist und daß daher eine Relegation 
solcher „Rädelsführer“ zur verstärk­
ten Solidarisierung der Studenten 
mit den Relegierten führt und so die 
sozialistische Basis an der Hoch­
schule stärkt.

(RPO) erstellt, die den Fakultäten 
praktisch keine Möglichkeit lassen, 
ihre Prüfungsordnungen sinnvoll zu 
ändern. Es wurde zwar die vom 
Großen Senat beschlossene Drittel­
parität in den Fakultäten vom Kul­
tusminister genehmigt, gleichzeitig 
wird aber die wesentliche Aufgabe 
der Fakultät, nämlich die Entschei­
dung über Studiengänge und Prü­
fungspläne in außeruniversitäre Be­

reiche verlagert. Die „Ordinarien- 1 
Universität“ wird damit zwar allmäh- i 
lieh abgeschafft, jedoch können die 
wenigen Rechte, die die Ordinarien i 
bisher verloren haben, nun nicht von 1 
der Gesamtheit der am Wissen­
schaftsratprozeß Beteiligten wahrge­
nommen werden, sondern werden zu­
nehmend von der Staatsadministra­
tion und ähnlich unkontrollierbaren 
Gremien okkupiert.
Dieser Disziplinierungsprozeß sei an 
der für das Studium jedes Studen­
ten sehr folgenreichen Entwicklung 
von Rahmenprüfungsordnungen de­
monstriert:
Im Jahre 1965 haben Westdeutsche 
Rektorenkonferenz (WRK) und Kul­
tusministerkonferenz (KMK) eine ge­
meinsame „Kommision für Prüfungs­
und Studienordnungen“ gegründet 
und eine Verfahrensordnung für die­
se Gemeinsame Kommission be­
schlossen. Nach dieser Verfahrens­
ordnung wird für jede Studienrich­
tung, für die eine RPO vorgesehen 
ist, ein Fachausschuß gebildet. In 
der Gemeinsamen Kommission wie 
in den Fachausschüssen sitzen aus­
nahmslos Ordinarien (auf Vorschlag 
der Fakultätentage) und Bürokraten 
(Beamte aus den Kultusministerien). 
Diese Konzentration der Reaktion 
garantiert, daß die Richtlinien, nach 
denen Rahmenprüfungsordnungen zu 
erstellen sind (punktuelle Prüfungen, 
Gliederung in Vor- und Hauptdiplom 
u. ä.), streng eingehalten werden. 
Dabei ist bezeichnend, daß z. B. im 
Fachausschuß Psychologie alle pro­
fessoralen Mitglieder emeritiert sind 
und im Fachausschuß Architektur gar 
schon einige verstorben sein sollen. 
Das Verfahren, das zu einer RPO 
führt, sieht folgendermaßen aus: Der 
zuständige Fachausschuß e r^ U te t  
eine erste Vorlage, die von dCT Ge­
meinsamen Kommission auf die Ein­
haltung der Richtlinien hin überprüft 
wird. Erst dann dürfen die „einschlä­
gigen Fakultäten“ zu dieser Vorlage 
Stellung nehmen. Die vor a llM ^be- 
troffenen Studenten werden ^ ^ J ie -  
sem Zusammenhang überhaupt nicht 
genannt.
Nach Eingang dieser Stellungnahmen 
wird vom Fachausschuß ein zweiter 
Entwurf erarbeitet, der ebenfalls von 
der Gemeinsamen Kommission über­
prüft wird. Dieser Entwurf wird dann 
von WRK und KMK beschlossen, 
ohne daß die zuständigen Fakultä-

Die Betroffenen werden nicht gefragt
Rahm enprüfungsordnungen als Ersatz für das Ordnungsrecht

ten, die betroffenen Studenten oder 
gar die Öffentlichkeit von diesem 
Entwurf Kenntnis erhalten, geschwei­
ge denn Stellung dazu nehmen dür­
fen.
Die Gefahren eines solchen Ver­
fahrens seien abschließend am Bei­
spiel der RPO für Elektrotechnik 
demonstriert:
Nach Fertigstellung der ersten Fas­
sung im Sommer 1968 nahmen unter 
anderem der ehemalige Fachverband 
ET im VDS und die Fakultät ET 
der THD zu dieser Vorlage Stellung. 
Die wesentlichen Punkte dieser Kri­
tik (Abbau des viel zu umfangreichen 
Fächerkatalogs, der für alle ET-Stu- 
denten nach dem Vordiplom verbind­
lich sein sollte; keine Einengung auf 
punktuelle Prüfungen einschließlich 
Terminvorschriften) wurden in der 
zweiten Fassung der RPO nicht be­
rücksichtigt. Vielmehr wurden die 
schon in der ursprünglichen Vorlage 
vorhandenen Disziplinierungstenden­
zen noch verschärft. Während nach 
der ersten Fassung „die örtlichen 
Prüfungsordnungen und Studienplä­
ne . . .  so zu gestalten (sind), daß 
der Student nach acht Semestern 
alle Prüfungen abgeschlossen haben 
und anschließend die Diplomarbeit 
anfertigen kann“ , ist in der zweiten 
Fassung bereits die Zwangsexmatri­
kulation vorgesehen: „Die örtlichen 
Prüfungsordnungen und Studienplä­
ne sind so zu gestalten, daß das 
Studium ohne die Zeit für die An­
fertigung der Diplomarbeit acht Se­
mester beträgt.“

Heimlich
Diese im April von der WRK be­
schlossene RPO wäre ohne Kennt­
nis der Betroffenen insgeheim hinter 
verschlossenen Türen auch von der 
KMK endgültig verabschiedet wor­
den, hätte nicht der Berliner Sena­
tor für Wissenschaft und Kunst, 
Stein, eine neue Prüfungsordnung 
der Fakultät ET der TU Berlin mit 
Hinweis auf Widersprüche zu der 
vor der Verabschiedung stehenden 
RPO abgelehnt, wozu er übrigens 
auf Grund der Verfahrensordnung 
der Gemeinsamen Kommission ge­
zwungen war! Durch diesen Zufall 
erhielten die Fachschaft ET der TU 
Berlin und damit alle Fachschaften 
ET in der Bundesrepublik im August 
dieses Jahres von der zweiten Fas­
sung der RPO Kenntnis. Schon im

paßte die RPO nicht — allerdings 
wegen zu progressiver (!) Tenden­
zen.

Gestaltung des Studiums erhalten 
haben, dürfen sie sich diesen Ein­
fluß nicht durch disziplinierende 
Rahmenprüfungsordnung streitig 
machen lassen. Die Staatsadmini­
stration hat es nun in der Hand, ob 
die Studenten ihre legitimen Forde­
rungen in den dafür vorgesehenen 
Gremien, also legal durchsetzen 
können oder ob sie aufgrund der 
Absicherung repressiver Prüfungs­
ordnungen durch Rahmenprüfungs­
ordnungen zu Aktionen wie z. B. 
Prüfungsverweigerungen gezwungen 
werden, die dann in der Öffentlich­
keit leicht als kriminell abgestem­
pelt werden können.

Als Diskussiongrundlage sind die 
RPO und Stellungnahmen dazu vor 
der Studentenschaft, dem Grün­
dungsausschuß Informatik und derr 
Rektor der TH Darmstadt am Fach 
schaftsbrett (Geb. 32/il. St.) ausge 
hängt.

Distanz
„Die Distanz zwischen mir und die­
sem Maurer muß doch gewahrt wer­
den“ , belehrte Prof. Bassler vor drei 
Jahren ein Hohes Gericht, das ihn 
trotzdem wegen Steine-Klau und 
Steine-Werfen zu einer Geldstrafe 
verurteite. Distanz zu diesem Pro­
fessor mit seinem gewinnenden 
Wesen und seiner miserablen Vor­
lesung wahrten auch seine Studen­
ten. Von den zehn Prüflingen im 
Fach „Wasserbau“ , die zwischen 
„Wasserbau und Wasserwirtschaft“ 
(Prof. Bassler) und der etwas schwe­
reren „Hydaulik und Hydrologie“ 
(Prof. Schröder) wählen konnten, 
wählten zehn Prof. Schröder.

Endlich erschienen!
Der neue Hochschulführer ist da! 
Zum Semesteranfang erscheint diese 
256 Seiten starke Broschüre», die 
fast vollständig neu geschrieben 
wurde und trotzdem nur 1,— DM 
kostet.
Der neue Hochschulführer ist beson­
ders für Neuimmatrikulierte eine 
große Hilfe, da er die jahrelangen 
Erfahrungen über das Studium an 
dieser TH zusammenfaßt und mei­
stens sogar leicht verständlich dar­
stellt.

der Einfluß von Pädagogen, Psycho­
logen und Soziologen in der Ge­
meinsamen Kommission erheblich 
stärker sein sollte als in den Fach­
ausschüssen. Außerdem müßten die 
Sitzungen dieser Gremien selbstver­
ständlich öffentlich stattfinden. 
Nachdem die Studenten durch den 
Kampf innerhalb der Hochschule 
größere Einflußmöglichkeiten auf die

Juli wurde auf Intervention von 
Stein die Verabschiedung der RPO 
von der Tagesordnung der KMK ab­
gesetzt. Dieser Vorgang wiederholte 
sich bei der nächsten KMK im Ok­
tober. Dabei schloß sich auf Grund 
von Stellungnahmen der Fachschaft 
ET und des Senats der THD auch 
der Hessische Kultusminister die­
sem Einspruch an. Sogar Bayern

Kurz vor Ende des Sommersemesters legte die Senats­
kommission zur Einrichtung des Informatikstudiums das 
Ergebnis ihrer Arbeit dem Senat vor, ein Memorandum 
von 26 Seiten. Der Senat billigte nach ausführlicher 
Diskussion das Papier, in dem durch Initiative der Stu­
denten und Assistenten unter anderem Gruppenstudium, 
studienbegleitende Leistungskontrolle und Abschaffung 
des Notensystems für das Informatik-Studium empfoh­
len wurden. Man hofft, auf diese Weise praktische Er­
fahrungen mit den neuen Lehrformen zu gewinnen. Es 
soll eine Fakultät Informatik gegründet werden. Zur

Vorbereitung der Fakultätsgründung wurde eine drittel- 
paritätische Kommission (zusätzlich der Kanzler und 
ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter) eingesetzt. Doch 
da begann der Ärger schon: die Normenkontrollkläger 
Gaede, Piloty und Wedekind weigerten sich, in einem 
drittelparitätischen Gremium mitzuarbeiten und die 
Sitze der Hochschullehrer im Ausschuß einzunehmen. 
Lediglich Professor Laugwitz erklärte sich schließlich 
bereit, bis Ende September kommissarischer Vorsitzen­
der zu werden.

Der Rumpfausschuß (mit nur einem 
Hochschullehrer) beschäftigte sich in 
der folgenden Zeit ausschließlich mit 
der Frage, ob es nicht auch ohne die 
anderen Hochschullehrer ginge bzw. 
wie man die sich zierenden Professo­
ren zur Mitarbeit überreden könnte. 
Nachdem einige Assistenten gedroht 
hatten, die Mitarbeit einzustellen, 
wenn die Ordinarien nicht mitmach­
ten, beschloß der Ausschuß gegen 
die Stimmen von einem Assistenten 
und zwei Studenten, eine den Pro­
fessoren genehme Geschäftsordnung, 
worauf Gaede, Piloty und Wedekind 
Anfang Oktober sich bereit fanden, 
ordentliche Mitglieder des Aus­
schusses zu werden.

Zum Vorsitzenden wählte die Kom­
mission Prof. Wedekind, zum Stell­
vertreter Assistent Schramm. Die 
Ordinarien hatten sich für Prof. 
Piloty als Stellvertreter ausgespro­
chen, den die Studenten jedoch

wegen seiner mangelhaften Informa­
tionspolitik ablehnten.
Zur Behandlung von Einzelfragen 
spaltete sich der Gründungsausschuß 
Informatik in mehrere Unterkom­
missionen auf, die getrennt tagen 
und ihre Ergebnisse dem Plenum 
vortragen, das seinerseits seine Be­
schlüsse dem Senat zur Genehmi­
gung vorlegt. Die Finanzierungsver­
handlungen mit den Dienststellen in 
Bonn und Wiesbaden wird das 
Direktorium führen, unterstützt durch 
vom Ausschuß autorisierte Personen. 
So ist gewährleistet, daß auch die 
Interessen von Studenten und Assi­
stenten bei der Mittelvergabe ver­
treten werden.
Der Unterausschuß „Bauplanung“ 
versucht mit dem Planungsausschuß 
der Hochschule zusammen, die Fa­
kultät ET dazu zu bewegen, einen 
Teil des ihr zustehenden Platzes auf 
dem Gefängnisgelände der neuen

Fakultät zur Verfügung zu stellen. 
Mit der Personalplanung beschäftigt 
sich eine zweite Unterkommission, 
die neben der kurzfristigen Planung 
(2 Hochschullehrerstellen für Auto­
matentheorie und Programmiertech­
nik, vom Bund finanziert) einen lang­
fristigen Stufenplan ausarbeiten soll, 
der auch die Mittel, die vom Land 
für die Durchführung des Gruppen­
studiums beantragt werden müssen, 
berücksichtigen soll. Bei den Beru­
fungen wird allerdings eine Mitwir­
kung der Studenten wegen des Ne­
gativkatalogs nicht möglich sein.
Der Unterausschuß „Rechnerplanung“ 
schließlich versucht, die Anforderun­
gen, die Informatiker und Hochschul­
benutzer an einen Rechner stellen, 
unter einen Hut zu bringen, damit 
für die Zeit, in der die Informatik- 
Forschung die Rechenkapazität noch 
nicht voll ausgenutzt, die übrige 
Rechenzeit der Hochschule zur Ver­
fügung gestellt werden kann.
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Weil die Fakultät versagt:

SELBSTHILFEDer Fall Lüdde
Am 29. August wurde der Assessor 
im Lehramt Heinz Lüdde „mit Ab­
lauf des 30. September 1969“ von 
Regierungspräsident Wierscher aus 
dem „Beamtenverhältnis auf Wider­
ruf“ entlassen. Gleichzeitig wurde 
ihm „aus zwingenden dienstlichen 
Gründen“ die „Führung seiner 
Dienstgeschäfte“ bis zum Wirksam­
werden der Entlassung verboten.
Offizielle Gründe:
1. Das frühere „Fehlverhalten“ am 
Gymnasium in Heusenstamm (Flug- 
blattaffaire)
2. Das Verteilen eines „Fragebo­
gens" (2 Fragen zu Aufklärung und 
intimen Beziehungen) an 14- bis 15- 
jährige
3. Behandlung der Erzählung „Ein 
Liebesversuch“ von Alexander Kluge 
mit 15- bis 16-jährigen und die 
Hausaufgabe: Umschreibung dieses 
Prosastückes in Dialogform.
In Stellungnahmen und Dokumen­
tationen sind diese Vorwürfe in­
zwischen von Lüdde selbst und an-
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deren als unwahr und falsch darge­
stellt entlarvt worden. Die Begrün­
dung der Entlassung aus dem Schul­
dienst spricht für sich, die Kultus­
bürokratie und die Darmstädter 
Schulbehörde beweisen ihre eigene 
pädagogische Unfähigkeit. Und da­
bei haben sie (natürlich) nur das 
Wohl der Schüler im Auge, sie ge­
ben sich besorgt um deren „Persön­
lichkeitsbildung“ und der „gesunden 
Entwicklung ihres geschlechtlichen 
Verhaltens“. Die Sexualität muß 
dazu herhalten, die eigentlichen 
Gründe für die Entlassung zu ver­
bergen. Nicht so sehr die „pädago­
gischen Fehler“ als das politische 
Verhalten Lüddes, seine Nichtan­
passung und -einordnung in das be­
stehende Schulsystem haben zur 
Entlassung des Assessors geführt. 
„Sie haben darüberhinaus fortge­
setzt die Form einer Provokation 
gewählt, deren Auswirkungen in 
keiner Weise mit dem Ihnen erteilten 
Unterrichtsauftrag zu vereinbaren 
ist.“ (Wierscher)
Indem Lüdde versuchte, mit den 
ihm zugeteilten, von Kollegen als 
extrem schwierig bezeichneten Klas­
sen nicht durch autoritäre Maßnah­
men fertig zu werden, sondern mit 
ihnen die auf sie selbst ausgeübten 
Zwänge diskutierte, erregte er den 
Argwohn der Schulbehörde. Wo 
käme man hin, wenn sich sämtliche 
Schüler ihrer Lage bewußt wären 
und eine reibungslose Anpassung 
der Jugendlichen an die bestehende 
Gesellschaft in Zukunft nicht mehr 
möglich wäre. Oberstudiendirektor 
Born: „. . . er sieht offensichtlich 
seine Aufgabe und die Aufgabe des 
Lehrers in seiner Position überhaupt 
wesentlich darin, tatkräftig für eine 
möglichst weitgehende (womöglich 
totale?) Enttabuisierung zu wirken 
und erhofft sich von einer radikalen 
Erörterung und Behandlung der ein­
schlägigen Themen im Unterricht 
und einer entsprechend ausufernden 
„Diskussion“ über diese Themen — 
möglichst früh, möglichst gründlich 
— eine Lösung der die Jugend be­
drängenden sexuellen Probleme.“ 
Bewußtsein der eigenen Triebe und 
Zwänge verträgt sich eben nicht mit

den Erwartungen des Staates an 
seine Bürger.
Bezeichnend für die Haltung der 
Ankläger Lüddes ist, daß sie immer 
wieder ihre Angst vor zu früher 
Aufklärung — sexueller natürlich, 
andere ist überhaupt nicht gefragt 
— beteuern. Beim Lesen von Klu­
ges „Liebesversuch“ vermuten sie 
„erotische Spannungszustände“ bei 
den Schülern (wahrscheinlich machen 
diese ihnen selbst zu schaffen). In 
den Begründungen für die Ent­
lassung wird nie auf die eigentliche 
Problematik und Themenstellung 
dieser Erzählung eingegangen, näm­
lich KZ-Greuel, Inhumanität. Fol­
gerung: Inhumanität ist erlaubt, Er­
kennen der eigenen Triebe nicht. Die 
heile Welt einer Familie Saubermann 
wird gewünscht, keine kritikfähigen 
Staatsbürger. Vergangenheit und 
Gegenwart werden am besten ver­
schwiegen.
Lüdde selbst wurde herausgegriffen, 
um ein Exempel zu statuieren; der 
„Fall Lüdde“ ist beispiej^Bp für die 
Eskalation der Strafmaßmmmen, zu 
denen die Staatsbürokratie, unter­
stützt von Justiz und einem gro­
ßen Teil der Eltern, greift, um sich 
selbst und den Untertanen die 
eigene Autorität zu be^jsen. Eine 
Nichtanpassung kann ni^^^eduldet 
werden. Lüdde wird bezeichnender­
weise gegen Ende der großen Ferien 
entlassen, es passiert zunächst nichts, 
die Schüler müssen sich erst einmal 
wieder an die Schule gewöhnen. 
Dann wird ihnen — zumindest 
einem Teil von ihnen — bewußt, 
daß ein der Schulbehörde unbeque­
mer Lehrer abgeschoben wurde, weil 
er sich nicht auf seine Autorität be­
rufen, sondern versucht hat, Kon­
flikte und Spannungen innerhalb der 
Klassen mit modernen pädagogischen 
Mitteln zu lösen. Sein Unterricht 
war anscheinend bereits auf frucht­
baren Boden gefallen. Die Schüler 
reagierten. Zunächst schickten sie 
eine Delegation zum Regierungsprä­
sidium, um die Hintergründe der 
Entlassung zu erfahren, und forder­
ten die Wiedereinstellung Lüddes 
in den Schuldienst. Am 10. Septem­
ber streikten dann 200 Schüler des 
Georg-Büchner-Gymnasiums (GBS), 
um ihre Forderungen zu vertreten. 
Ihnen schlossen sich Schüler des 
Ludwig-Georgs-Gymnasiums (LGG) 
und der Victoria-Schule an. Schul­
direktor Born (GBS) verschickte 
daraufhin an die Eltern der strei­
kenden Schüler einen Brief, in dem 
er weitere Maßnahmen für den Fall 
androhte, daß das Fehlen ihrer 
Kinder im Zusammenhang mit dem 
„ungesetzlichen“ Streik gesehen wer­
den müßte. Die Schüler gründeten 
Arbeitsgruppen, um ihre eigene 
Situation zu diskutieren und ihre 
Mitschüler politisch zu aktivieren 
und ihnen ihre abhängige Stellung 
bewußt zu machen.
Eltern, die mit dem Vorsitzenden 
des Schulelternbeirats, der sich voll 
hinter die Aktion von Born gestellt 
hatte, nicht einverstanden waren, 
gründeten ein Bürgerkommitee, das 
zu einer großen Eltcrnversammlung 
im ET-Hörsaal einlud, wo in einer 
Resolution die Wiedereinstellung 
Lüddes gefordert wurde. Fort­
setzung dieser Aktion ist das Päda­

gogische Forum, das vom pädago­
gischen Lehrstuhl der THD (Gamm) 
durchgeführt wird. Nächster Termin: 
Dienstag, 4. November, 20 Uhr, 
Hörsaal 36 im Schloß.
Die Schüler veranstalteten. Teach- 
ins, nachdem zwei sogenannte Rä­
delsführer von Schulbehörde und 
Lehrerkonferenz relegiert wurden 
(der eine übrigens bei 46 stimmbe­
rechtigten Lehrern mit 18:16 Stim­
men, ein paar Enthaltungen, einige 
fehlten).
Diese Entscheidung lehnte der Rek­
tor der TH, Guther, als ungeeigne­
tes pädagogisches Mittel ab; er 
nimmt nämlich an, daß durch die 
Zusammenarbeit von Schülern und 
Studenten die Unruhe unter der 
Schülerschaft in die Hochschule ge­
tragen wird und das gegenwärtig 
„gute Arbeitsverhältnis" stört. Aber 
er hatte Glück, es waren Semester­
ferien, nur wenige waren da und 
die mußten für die Prüfungen 
büffeln. Die TH hatte bereits im 
Sommer beschlossen, weder Studen­
ten aus politischen Gründen zu re­
legieren noch relegierten Studenten 
die Aufnahme zu verweigern.
Die Polizei schien eher zu befürch­
ten, daß die Studenten erst die Un­
ruhe unter den Schülern anfachten, 
denn nachdem sich die Pausenhalle 
der GBS eines Morgens im Schmucke 
roter Wandparolen zeigte, wurden 
zunächst einmal Hausdurchsuchun­
gen (ohne Durchsuchungsbefehl) bei 
3 Studenten vorgenommen, die sich 
in der Vergangenheit durch Aktivi­
tät besonders hervorgetan hatten. 
Einer weigerte sich, sein Zimmer 
durchwühlen zu lassen, er wurde 
festgenommen und einen Tag lang 
verhört, aber leider hatte er ein 
Alibi. Gesucht wurde überall nach 
Farbresten, sogar Lackspritzer auf 
Autoreifen wurden nicht übersehen.
Ergebnis der Affaire Lüdde bis 
jetzt: Schulstreik, Demonstrationen 
auf dem Luisenplatz, Schmierereien 
in der Pausenhalle. Außerdem El­
terninitiative und pädagogisches 
Forum. Schließlich Relegationen, 
Hausdurchsuchungen, Verhaftungen. 
Die Staatsbürokratie hat all ihre 
Machtmittel eingesetzt und zunächst 
gesiegt: Lüdde ist nicht wieder im 
Amt und die Schüler bleiben ge­
feuert. Doch die Schulbehörde hat 
keine Freude mehr an ihren Unter­
tanen, die Lehrer organisieren sich 
außerhalb von GEW und Philolo- 
gen-Verband im Sozialistischen 
Lehrerbund, die Schüler treffen sich 
zu Arbeitskreisen im Republikani­
schen Club und verzichten auf das 
scheindemokratische Mittel der 
Schüler-Mitverwaltung, Eltern schlie­
ßen sich gegen-einen korrumpierten 
Elternbeirat in einem Elternkommi- 
tee zusammen. Zwangsmaßnahmen 
von Schulverwaltung und Schulauf­
sicht werden auf immer härteren 
Widerstand stoßen.
Eine ausführliche Dokumentation 
zum Fall Lüdde (74 Seiten) ist beim 
Sozialistischen Lehrerbund, Gruppe 
Frankfurt, für 2 DM erhältlich. 
Genaue Ansdirift: Verlag 2000
GmbH., 605 Offenbach, Postfach 
525. Postscheckkonto: Postscheckamt 
Frankfurt Nr. 61 051.

Eines der wenigen sinnvollen Krite­
rien, die Prüfungen in der im Augen­
blick noch praktizierten Manier ab­
geben können, ist die Rückmeldung 
(feed-back) der Erfolge an Lehrende 
und Lernende. Wenn in der Vordi- 
plom-Klausur zu einer dreisemestri- 
gen Vorlesung jeweils 50 bis 80% 
nicht bestehen und wenn dies vier 
Semester lang hintereinander pas­
siert, obwohl an einem anderen 
Lehrstuhl in dem gleichen Fach 
zehnmal weniger Studenten durch­
fallen, dann dürften die Ursachen 
klar sein. Die Fakultät Elektrotech­
nik jedoch, nach deren vagen und 
schwankenden Vorstellungen Prof. 
Klotter seine Mechanik-Grundvorle­
sung für Elektrotechniker abhält, 
wollte einfach nicht registrieren, daß 
die oben angeführten Durchfallquo­
ten „faul“ sind. Faul seien nicht 
Vorlesung und Prüfung, sondern 
wieder einmal die Herren Studen­
ten. Dieser Meinung schloß sich auch 
die Prüfungskommission an.
Anderer Auffassung jedoch war der 
Senat. Er wurde von den in der Ba­
sisgruppe Mechanik zusammenge­
schlossenen 20 Studenten, die im 
Frühjahr 69 ihre Diplomvorprüfung in 
Mechanik zum zweiten Male nicht 
bestanden, zur Klärung dieser seit 
Jahren äußerst fragwürdigen Situa­
tion in Mechanik angerufen. Der 
Fall wurde durch eine Senatskom­
mission untersucht und zweimal 
mehrstündig beraten. Die 20 Studen­
ten erhoben die Anschuldigung, die 
Anforderungen der Prüfung seien zu 
hoch und die Durchführung nicht in 
Ordnung gewesen. Der so herbeige­
führte Senatsbeschluß, wie er auch 
immer interpretiert werden kann, be­
stätigt, daß die von den Studenten 
vorgebrachten Anschuldigungen be- 
recfJÄt waren. Alle 20 Kandidaten 
erhiÄen auf Grund dieser Tatsache 
die Erlaubnis, ihre Prüfung nochmals 
ablegen zu können.
Was hätte aber eine Prüfung unter 
denselben, soeben eindeutig ver­
urteilten Bedingungen genützt? 
Die^fcsisgruppe Mechanik richtete 
desMro in eigener Regie ein Grup­
penstudium zur Prüfungsvorberei­
tung ein. Sein Charakter:
•  Die Studenten bearbeiten selbst­

ständig Probleme und verglei-

chen alle Ergebnisse untereinan­
der in ständiger Diskussion.

•  Die Gruppe als Ganzes bestimmt 
selbst, was gelernt werden soll.

•  Die die Gruppe beratenden As­
sistenten halten keine Vorlesung, 
denn lesen können die Studenten 
selbst. Sie beantworten lediglich 
beratend ihnen gestellte Ver- 
ständisfragen und haben keine 
organisatorische Funktion.

Nachdem mit Unterstützung von Prof. 
Klotter ein 200-seitiges Übungsbuch 
angefertigt und für alle Kandidaten 
gedruckt werden konnte, haben nach 
4-wöchiger Vorbereitung 19 von 20 
Kandidaten dann ihre Vordiplom- 
Klausur in Mechanik bestanden.
Die Basisgruppe Mechanik gab zu 
diesem gesamten Fall folgende Er­
klärung ab:
„Wir sind der Meinung, daß die Fa­
kultät für Elektrotechnik es seit Jah­
ren versäumt hat, die Grundausbil­
dung im Fach Mechanik den heuti­
gen Bedingungen im Elektrotech­
nischen Studium anzupassen. Sie hat 
es versäumt, aus der Rückmeldung,

Übrigens:
glauben Sie, Zeitungsmachen 
(Schreiben, Lesen, Diskutieren, 
Umbrechen, Drucken) könnte 
Ihnen Spaß machen?
Kommen Sie doch bei uns vor­
bei!
Zwischen 12 und 2 Uhr finden 
Sie uns neben der Mensa in 
den Redaktionsräumen über dem 
Papierladen.

die die außergewöhnlich hohen 
Durchfallquoten in diesem Fach dar­
stellen, ihre erforderlichen Konse­
quenzen zu ziehen. Damit hat die 
Fakultät für Elektrotechnik die volle 
Verantwortung dafür, daß ca. 100 
bis 200 Studenten, bedingt durch 
schlechte Prüfungsleistungen in Me­
chanik, das Studienfach wechseln 
oder gänzlich aufhören mußten, weil 
ihnen jeder Mut genommen wurde. 
Dieses Verhalten der Fakultät stellt 
ein Versäumnis dar und ist zu ver­
urteilen, da es den Interessen der 
Hochschule widerspricht.“

Dipl.-Wirtsch.-Ing. 
RUDOLF WELLNITZ

Hochschulbuchhandlung
D arm stadt, Lauteschlägerstraße 4 
Direkt an der Hochschule
Technisches Antiquariat
D arm stadt, M agdalenenstraße 19 
Am Kraftwerk der TH

Karl Marx
Das Kapital

Der Produktionsprozeß des Kapitals 
Ungekürzter Text der 2 ., noch von 
M arx selbst bearbeiteten Auflage; 
die Ergänzungen der 3. und 4. Auflage 
von Friedrich Engels erscheinen a/s 
Fußnoten.
Eine preiswerte, wissenschaftlich 
exakte Arbeitsunterlage für Studium 
und Forschung. Das umfangreiche 
Geleitwort verfaßteKarl Korsch
M it Personen- und Sachregister,
Übersetzung der fremdsprachigen 
Zitate, Fremdwörtererklärung und 
Literaturverzeichnis. 936 Seiten

DM 9.60
ein Ullstein Buch
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Endlich: Änderungen im Auslandsamt
Schlechta zurückgetreten — Heimerl „erkrankt"
Ende September erreichte die Krise im Akademischen Auslandsamt der daran gehen, zusammen mit der Geschäftsführung eine wirksame Betreu- 
TH Darmstadt (AAA) ihren zweiten Höhepunkt: Prof. Schlechta trat als ung der ausländischen Studenten vorzubereiten. Die Pläne der Studen- 
Leiter des AAA zurück. Zugleich erkrankte der hauptamtliche Betreuer tenschaft für eine Neuorganisation des AAA müssen jetzt im Senat be- 
Mag. Jur. Heimerl — die studentischen Betreuer konnten Anfang Oktober raten werden.

KuSt: Erster Satzungsentwurf fertig

Chancen für nebenamtliche Betreuer

Auswärtigen Amtes, ein Ausländer­
gesetz und ausländische Konsulate 
standen einem selbständigen, über 
das Fachstudium hinausreichenden 
Handeln der Ausländer im Wege. 
Das AAA konnte diese Hemmnisse 
verstärken oder mildern, je nach 
Gutdünken seines Leiters und seines 
hauptamtlichen Betreuers. In der Be­
seitigung dieser autoritären Struktur 
des AAA lag der Schlüssel für eine

ein Kommunikationszentrum vorge­
sehen waren, sind heute immer noch 
nicht allgemein zugänglich — obwohl 
auch die Vereinigung der Freunde 
der TH Darmstadt 33 000 DM für 
ein solches Ausländerzentrum ge­
geben hat. Prof. Schlechta hatte 
seinerzeit diese Spenden von Wirt­
schaft und öffentlicher Hand für den 
ISK-Keller unter dem Vorwand der 
Errichtung eines „internationalen

Nach der geänderten Hochschulsat­
zung sind alle Fakultäten verpflich­
tet, auf der Basis der Drittelparität 
eine Fakultätssatzung zu erarbeiten, 
die Größe, Funktion und Arbeits­
weise der Engeren und Weiteren 
Fakultät regelt.
Als erste hat die Satzungkommission 
der Fakultät KuSt einen fertigen 
Entwurf vorgelegt, über den die 
Weitere Fakultät diskutieren und ab­
stimmen wird. In ihm ist der Dekan 
als Geschäftsführer vorgesehen, der 
der Weiteren Fakultät einmal im 
Semester einen Bericht zu erstatten 
hat. Er ist ordentlicher Professor 
(so steht's im Hochschulgesetz) und 
hat ein imperatives Mandat, d. h. er 
muß die Beschlüsse der Fakultät im 
Senat vertreten.

Die Weitere Fakultät soll aus allen 
Hochschullehrern der Fakultät, aus 
je einer gleichen Anzahl wissen­
schaftlicher Mitarbeiter (Assistenten) 
und Studenten sowie einem Drittel 
dieser Zahl an nichtwissenschaft­
lichen Bediensteten bestehen. Die­
ses Gremium ist zuständig für Wahl 
der Engeren Fakultät, Verabschie­
dung und Änderung der Satzung, 
Gliederung der Fakultät in Fachbe­
reiche, Einsetzung von Berufskom­
missionen. Beschlüsse der Weiteren 
Fakultät werden im allgemeinen 
nach zwei Lesungen mit Zweidrittel­
mehrheit gefaßt.
Die Engere Fakultät soll nach dem 
Entwurf mit 3:3:3:1 Personen besetzt 
sein. Sie trägt die Verantwortung 
für die Koordination der Forschung,

sowie für die Vollständigkeit der 
Lehre, sie verabschiedet Studien­
pläne und Prüfungsordnungen, ver­
leiht die akademischen Grade und 
beschließt über die Berufungslisten. 
Die Engere Fakultät kann Ständige 
Kommissionen einrichten. Die Stu­
dien- und Prüfungskommissionen 
sollen paritätisch mit Lehrenden und 
Lernenden besetzt sein.
Kein Stimmrecht haben Studenten 
und nichtwissenschaftliche Bedien­
stete in Fragen von Promotionen 
und Habilitationen. In Habilitations­
ausschüssen haben die Hochschul­
lehrer mehr als die Hälfte der Sitze 
inne. In Berufungsausschüssen müs­
sen mindestens die Hälfte der Mit­
glieder Hochschullehrer sein. Alle 
Gremien tagen öffentlich.

Gefährliche Tendenz
Sie planen für die 

Zukunft—tunSie’s 
auch für sich selbst!

Der Ingenieur braucht eine spezielle 
Versorgung im Invaliditätsfall und für 
den Lebensabend. Die Sozialversicherung 
sieht nur eine Grundversorgung vor.

Bei vorzeitiger Berufsunfähigkeit — 
vor Erfüllung der Wartezeiten — besteht 
kein Rentenanspruch. Hier hilft Ihnen unser 

alle Möglichkeiten umfassendes Tarifwerk. 
Seit Jahren sind wir Vertragspartner 

des Arbeitsringes für Sozialberatung 
Deutscher Ingenieurstudenten (ASDI).

Mehrere tausend Jung-Ingenieure 
zählen bereits zu unseren Versicherten.
Sie werden betreut durch einen Beirat 

versicherter Ingenieure.

Barmenla
Lebensversicherung a.G.

Hauptverwaltung 2 Hamburg 67
und Sonderabteilung 48 Bielefeld, Postfach

Vernünftig V o rs o rg e n

Barm enia
Versicherungen

Zwei Dinge fallen bei Durchlesen des 
KuSt-Entwurfes für eine Fakultäts­
satzung auf:
Es ist gelungen, den Hochschullehrern 
ein Veto auszureden. Sie sind durch die 
Abstimmungsmodalitäten in der Weite­
ren Fakultät und bei Habilitations­
und Promotionsfragen genügend ge­
schützt.
Durch die Tatsache, daß die Weitere 
Fakultät die Mitglieder der Engeren 
wählt (also auch die Professoren, die 
Studenten), wird das Modell, das der 
jetzigen Fakultätsstruktur der Drittel­
parität zugrunde liegt, verwässert und 
verfälscht. Es geht nämlich davon aus, 
daß an der Hochschule drei Gruppen 
existieren, die zum gegenwärtigen Zeit­
punkt aus ihrer Situation heraus grund­
sätzlich verschiedene Interessen haben. 
Es muß den Gruppen also freigestellt 
sein, wen sie zur Vertretung dieser 
Interessen in die Hochschulgremien de­
legieren. Das Prinzip „alle wählen 
alle“ nähert sich dem Vollversamm-

lungsmodell, in dem alle Teilnehmer 
wirklich gleichberechtigt sind und ein 
Minderheiten- oder Gruppenschutz nicht 
mehr notwendig ist. Für dieses Modell 
ist die Hochschule so lange nicht reif, 
wie Verfügungsgewalt von Ordinarien 
über Assistenten und Studenten besteht. 
Bei den kommenden Satzungsentwür­
fen muß also darauf geachtet werden, 
daß den Professoren kein Vetorecht 
eingeräumt wird, das den Sinn der 
Drittelparität ins Gegenteil verkehrt. 
Außerdem müssen die Vertreter der 
Gruppen in den Fakultätsgremien von 
diesen Gruppen selbst bestimmt werden. 
Schließlich muß man bedenken, ob man 
den nichtwissenschaftlichen Mitarbeitern 
(nicht „Bediensteten“, wie es im KuSt- 
Entwurf heißt) in den technischen Fa­
kultäten nicht.ein stärkeres Mitsprache­
recht cinräumt entsprechend ihrer hö­
heren Verantwortung für die Forschung 
als bei den Kustlern, wo es in der 
Gruppe der Niwis praktisch nur Sekre­
tärinnen gibt.

Der erste Höhepunkt der Krise im 
AAA muß in den Ereignissen zur 
Woche der Nationen an der TH im 
Mai dieses Jahres gesehen werden. 
Ausländische und deutsche Studen­
ten, zum Teil in der Projektgruppe 
Internationalismus (PGI) zusammen­
geschlossen, wandten sich gegen 
eine Verschleierung der sozialen 
Mißstände in den Entwicklungslän­
dern durch touristische Veranstal­
tungen zu dieser Woche. Sie be­
mängelten das Fehlen jeder aufklä­
renden Informationsarbeit durch die 
Ausländervereine. Alle Studenten 
und Bürger Darmstadts sollten über 
den Kultur- und Wirtschaftsimperia­
lismus westlicher Staaten mit den 
Mitteln der „Entwicklungshilfe“ un­
terrichtet werden.
Es kam zu Zusammenstößen und 
Handgreiflichkeiten, insbesondere 
durch Mitglieder des Internationalen 
Studentenkreises (ISK), der als 
Tanzklub ausländischer und deut­
scher Studenten diesen Änderungen 
feindlich gegenüberstand.

Fragwürdige Betreuung des AAA

Der Kern der Auseinandersetzung 
betraf jedoch das Verhalten des AAA 
in Bezug auf die Betreuung der aus­
ländischen Studenten. Richtlinien des

verbesserte politische Informations­
arbeit der Ausländer im Hinblick auf 
soziale Veränderungen in ihren Hei­
matländern und auf die Befreiung 
von den Zwängen eines einseitig auf 
kapitalistische Wirtschaftssysteme 
orientierten Studiums.
Die Krise zog sich hin. Der Leiter 
des AAA, Prof. Schlechta, versprach 
Aufklärung über die Arbeitsmetho­
den des Auslandsamtes. Seine Ant­
worten auf Vorwürfe, auch von Sei­
ten dieser Zeitung, waren jedoch 
völlig ungenügend. Von den 30 000 
DM Betreuungsgeldern pro Jahr ver­
schwanden auch in diesem Jahr 
15000 DM im großen Magen des ISK, 
der Rest verteilte sich auf Feiern 
und andere Arten von Freizeitgestal­
tung. Politische Seminare fanden 
auch nach den Unruhen zur Woche 
der Nationen nicht statt. Prof. 
Schlechta hielt es nicht für nötig, 
beim ISK die Verwendung der 
15 000 DM zu kontrollieren. Als er 
schließlich die studentischen Be­
treuer des AAA damit beauftragte, 
verweigerte ihnen der ISK den Ein­
blick in die Akten.
Der ISK verschanzte sich in seinem 
unter falschen Versprechungen er­
worbenen Domizil im Lukasweg: 
„Unser Nest ist sauber“ . Die Räume 
des AAA im Keller des ISK, die als

Treffpunkts“ durch seine Fürsprache 
ermöglicht. Von diesem Geld wurde 
ein schlechter Beatschuppen einge­
richtet.

Ein neuer Anfang?

Erst bei der öffentlichen Sitzung des 
AAA am 25. 9. warf Prof. Schlechta 
dem ISK dessen seltsames Verhal­
ten vor. Er distanzierte sich vom 
ISK und trat zurück. Er befürwortete 
später eine Umgestaltung des AAA. 
Daß diese aber nicht in seinem Sinne 
geschehen wird, dafür muß jetzt die 
Studentenschaft sorgen. Seit die 
autoritäre Struktur durch das Fehlen 
der Herren Schlechta und Heimerl 
im AAA vorerst beseitigt ist, ge­
staltet sich die Zusammenarbeit der 
Studenten mit Frau Munsch und der 
Geschäftsführung enger als je zu­
vor. Das Bewußtsein der ausländi­
schen Studenten für ihre Lage ist 
gewachsen — nicht zuletzt wegen 
ihrer anfänglichen Widerstände ge­
gen die Störung ihrer nationalen 
Selbstzufriedenheit.
Die Aufforderung, ihre Zufluchtsorte 
in den nationalen Gruppen zu ver­
lassen, richteten die studentischen 
Betreuer auch sofort an die aus­
ländischen Studienanfänger dieses 
Wintersemesters. Zum ersten Mal 
übernahmen Studenten den Einfüh­
rungsabend des AAA. Grundsätzliche 
Erörterungen überwogen, praktische 
Hinweise („Kommen Sie zur ESG“) 
waren von den „progressiven“ stu­
dentischen Betreuern nicht gerne 
gehört. Ihnen ging es mehr um eine 
Systemkritik und eine Analyse der 
gegenwärtigen Zustände im AAA. 
Die Studienanfänger dürften wäh­

rend der ersten Wochen in Deutsch­
land aber anderes im Sinn haben als 
den Rücktritt von Prof. Schlechta.
Die Forderung der Studentenschaft 
nach einer Neuorganisation des AAA 
hat Chancen, verwirklicht zu werden, 
nicht zuletzt aus den Erfahrungen 
heraus, die jetzt in der Zwischenzeit 
im AAA gemacht werden. Das Modell 
der Studentenschaft sieht vor, das 
AAA von einer Verwaltungskommis­
sion leiten zu lassen, der zwei Mit­
glieder des Senats sowie drei Stu­
denten — als Vertretung der Auslän­
der, des Studentenparlaments und 
des AStA — angehören sollen. Die 
Bestrebungen, die Art der Betreu­
ung zu ändern, zielen dahin, die 
Betreuung der Ausländer überflüssig 
zu machen. Deutsche und auslän­
dische Studenten sollen auf ihre 
gegenseitigen Interessen Rücksicht 
nehmen und zusamenarbeiten. Vor

Zurückgetreten: Prof. Schlechta

allem gehört eine Selbstorganisation 
der Ausländer dazu.
Der Hintergrund dieser Reformbe­
strebungen sieht allerdings düster 
aus: Das Auswärtige Amt in Bonn 
ist der Geber der Betreuungsgelder. 
Es müßte aber bei richtigem Tak­
tieren möglich sein, für die nächste 
Zeit die Richtlinien dieses Amtes 
einzuhalten und trotzdem ein Maxi­
mum an individueller und politischer 
Betreuung durch das Akademische 
Auslandsamt zu erreichen. Daß das 
möglich ist, haben die Studenten 
bisher bewiesen.

15 o/o
auf alle Bücher

(in- und ausländischer Verlage)

für bedürftige Studenten (Einkommen unter 400,— DM monat­
lich) aus Spenden

15% für alle Studenten auf ausländische Produktionen, auch DDR 
20% für Studenten auf Hörerschein

Bestellungen mit Unterschrift an:

Roland Peters
6148 Heppenheim Postfach 411

Lieferung sofort per Nachnahme oder Rechnung. Portofrei ab 
DM 50,-.



Seite 6 darmstädter Studentenzeitung Nr. 105 — 4. November 1969

Kinderladen in Selbsthilfe
Eltern helfen sich selbst/Keine Unterstützung durch die Hochschule

Während der Semesterferien ging die 
Arbeit im Kinderladen (s. dds Nr. 103) 
weiter. Die diskutierenden Eltern 
(Dienstagsplenum) gründeten nach 
zwei Anläufen einen „eingetragenen 
Verein für nichtrepressive Erziehung“ . 
Anlaß zur Gründung des Vereins war 
der drohende Zerfall der Gruppe in 
jene, die endlich angefangen hatten, 
etwas zu tun, und andere, die darauf 
warteten, daß etwas getan werde. 
Einer der zu Ende des Semesters 
entstandenen Arbeitskreise mietete 
eine Werkstatt (200 qm, Hof, Lud­
wigshöhstraße 13V2), in der 12 Kinder 
im Alter von 2 bis 5 Jahren Platz 
haben sollen. Der nun gegründete 
Verein will den Eltern bei der Finan­
zierung des Projekts, dem Umbau 
und der Ausstattung der Werkstatt 
sowie anschließend bei der Betreu­
ung der Kinder helfen. Die Haupt­
lasten der Betreuung werden dabei 
die Eltern selbst zu tragen haben, 
weil die Kinder auch zu Hause unter 
denselben Prinzipien erzogen wer­
den sollen.
Im Dienstagsplenum des Vereins 
sollen Eltern und Helfer ihre Erfah­
rungen und unterschiedlichen Stand­
punkte weiterhin diskutieren. Der

Schaltkreise
&
V

Systeme
Interessante

Aufgaben
für

Absolventen der Fachrichtung 
Nachrichtentechnik

Wenn Sie sich neben der Praxis auch für die Theorie interessieren, so sind Sie 
in unserem jungen Entwicklungsteam herzlich willkommen.
Sie bestimmen selbstf in welchem Gebiet Sie sich einarbeiten wollen:

1. Entwickeln von Schaltkreisen mit 
diskreten und integrierten Bauelementen.

2. Untersuchungen an integrierten Schalt­
kreisen (MSI+LSI).

3. Entwickeln von logischen Systemen für 
digitale Kleinrechner.

Wir, die Olympia Bürosysteme GmbH., sind eine neue Tochtergesellschaft der 
Olympia Werke AG. Unseren Sitz haben wir am Rande von Frankfurt (M ). Zu 
unserem Produktionsprogramm gehören u. a. alpha-numerische Datenerfassungs­
automaten, lochstreifengesteuerte Schreib- und Organisationsautomaten, elek­
tronische Fakturier- und Abrechnungsautomaten. Eine Reihe von Neuentwick­
lungen sind zu erwarten.

Wenn Sie eine Wohnung brauchen, so helfen wir Ihnen.
Alle anderen Fragen wollen wir mündlich klären. Bitte schicken Sie Ihre Unterlagen 
oder rufen Sie an. Verlangen Sie gleich den Chef der Entwicklungsabteilung 
zu sprechen und vereinbaren Sie einen Besuchstermin.

O B S
Olympia Bürosysteme GmbH, 6232 Neuenhain/Ts. Tel. (06196) *24081

do-it-yourself: Ausbau des Kinderladens

Personal bestimmt mit
Änderungen im Studentenwerksvorstand

Nach mehreren Verhandlungen wurde 
am 16. Juli eine Neubesetzung des 
Studentenwerksvorstandes beschlos­
sen: Der neue Vorstand besteht jetzt 
aus zwei Studenten, zwei Vertretern 
des Personals und zwei Professoren. 
Allerdings wurde jeder Gruppe ein 
Vetorecht eingeräumt. Vetierte An­
träge müssen auf der nächsten Vor­
standssitzung mit 5/6-Mehrheit be­
schlossen werden, das heißt, daß 
jede Gruppe einen ihr nicht geneh­
men Beschluß verhindern kann.
Diese Regelung ist, obwohl der Per- 
nonalrat anfangs nur einen Sitz im 
Vorstand gefordert hatte, ein Kom­
promiß zwischen den Forderungen 
des Studentenwerkpersonals und 
dq^fc^/orstellungen der Studenten- 
ve^^te r. Seit Jahren hatten die 
Studentenvertreter eine Besetzung 
des Vorstandes mit zwei Studenten 
und zwei Personalvertretern gefor­
dert, da ihrer Meinung nach die 
Pr^^ssoren, die von keiner Ange- 
lef^Pheit des Studentenwerks be­
troffen sind, auch nicht im Vorstand 
mitreden sollten. Dem steht aller­
dings das Gesetz über das Deutsche 
Studentenwerk entgegen, das eine 
Beteiligung der Professoren im Vor­
stand zwingend vorschreibt.
Der Vorschlag der Studenten, den 
Studentenwerksvorstand ebenfalls 
um zwei neue Vertreter zu erwei­
tern, einen des Personals und einen 
weiteren Studenten nämlich, um zu 
erreichen, daß Vorstandsentschei­
dungen weiterhin nur mit mindestens 
einer studentischen Fürstimme ge­
faßt werden können, wurde vom 
Personalrat unter Androhung von 
Kampfmaßnahmen (Dienst nach Vor­
schrift, Schließung der Mensa) zu­
rückgewiesen.
So einigte man sich schließlich auf 
die eingangs dargestellte drittelpa­
ritätische Lösung, die allerdings 
allen Gruppen, auch den nicht be­
troffenen Professoren, ein Vetorecht 
zugesteht. Der AStA äußerte dazu: 
„Reißer (der Geschäftsführer des 
Studentenwerks; Red.) hat damit 
sein Ziel zum Teil erreicht: er kann 
über den ihm hörigen Personalrat

Beschlüsse des Vorstandes verhin­
dern. Allerdings können die Studen­
ten selbst das nach wie vor auch.“ 
Gleichzeitig mit der Neubesetzung 
des Vorstandes wurde eine Sat­
zungsänderung zur Kompetenzab­
grenzung von Geschäftsführung und 
Vorstand beschlossen: „Jede der 
drei Gruppen hat das Recht, eine 
Angelegenheit des Studentenwerks 
zur Vorstandssache zu klären.“ Die 
Studentenvertreter trauen dieser 
Regelung allerdings immer noch nicht 
ganz, da zum Beispiel Mieterhöhun­
gen in den Wohnheimen schon früher 
zur Vorstandssache erklärt worden

Geschäftsführer Reißer

waren, Reißer aber vor einigen Mo­
naten die Mieten von sich aus zu 
erhöhen versuchte und der Vorstand 
erst davon erfuhr, als die Briefe an 
die Mieter zum Teil schon versandt 
waren.
Reißer hat allerdings dem Vorstand 
inzwischen zu verstehen gegeben, 
daß er diesen Beschluß für rechtlich 
nicht vertretbar halte, da er für fi­
nanzielle Schwierigkeiten, die sich 
aus derartigen Vorstandsbeschlüssen 
ergäben, nicht haftbar gemacht wer­
den könne: vor dem Gesetz haftet 
aber der Geschäftsführer für die 
Finanzen des Studentenwerks.

Wohnheim endlich fertig
Zweieinhalb Jahre nach der Fertig­
stellung der Blöcke B und C wird 
nun auch Block A des Wohnheims 
Nieder-Ramstädter Straße bezugs­
fertig. Am 1. November ist es so­
weit; 76 Studentinnen und Studen­
ten werden in die kleinen und nicht 
gerade billigen Zimmer (von 80 DM 
an aufwärts) einziehen.
An der Budenknappheit wird sich 
damit allerdings kaum etwas ändern. 
Die Zahl der staatlich subventio­
nierten Bettplätze ist in den letzten 
Jahren langsamer gestiegen als ge­
plant und wird sich in den nächsten 
zwei Jahren überhaupt nicht erhö­
hen. Umgekehrt ist die Zahl der in 
Deutschland Studierenden über­

durchschnittlich gewachsen. Senat 
und Verwaltungsrat der TH haben 
deshalb schon im März dieses Jahres 
das Land Hessen aufgefordert, den 
Wohnheimbau als notwendigen Teil 
des Hochschulausbaus anzuerkennen 
und die nötigen Geldmittel dafür 
bereitzustellen.

Wie das Land zu solchen Forderun­
gen steht, erkennt man am Beispiel 
des eben fertiggestellten Wohn­
blocks: erst nachdem im Mai dieses 
Jahres die Heimbewohner mit einem 
Mietstreik gedroht hatten, bequemte 
sich Wiesbaden dazu, Geld für das 
zwei Jahre im Rohbau leerstehende 
Gebäude lockerzumachen.

und der bereit ist, sein Interesse in 
Mitarbeit umzusetzen.
Besondere praktische Schwierigkei­
ten bereitet die Finanzierung der 
ersten Kinderwerkstatt, die zur Zeit 
in Selbsthilfe ausgebaut und einge­
richtet wird.
Spenden: Bank für Gemeinwirtschaft 
Konto-Nr. 70724.

Verein wird außerdem ein Organisa­
tionszentrum sein, das anderen El­
tern hilft, neue Kinderwerkstätten 
oder Krabbelstuben einzurichten. 
Der „Verein für nichtrepressive Er­
ziehung“ ist kein Eltern-Club, son­
dern eine Gruppe, die offen ist für 
jeden, den die Probleme einer anti­
autoritären Erziehung beschäftigen

Hamm-Brücher geht nach Bonn
Schon wochenlang war davon die 
Rede, daß Hildegard Hamm-Brücher 
das Hessische Kultusministerium 
verlasse, besonders nachdem fest­
stand, daß Schütte nicht weiterhin 
Kultusminister bleibt. Am 29. 10. ent­
schied es sich nun endgültig: Hamm- 
Brücher wird beamtete Staatssekre­
tärin im Bonner Ministerium für 
Wissenschaft und Bildung.

Zum Abschluß ihrer zweieinhalbjäh­
rigen Tätigkeit als Staatssekretärin 
im Hessischen Kultusministerium er­
klärte sie in einem Interview, sie 
sei mit dem in Hessen Erreichten 
sehr zufrieden. Vor allem bei der 
Planung und Errichtung von Gesamt­

schulen habe Hessen einen Vor­
sprung vor den anderen Bundeslän­
dern gewonnen. Befragt, ob sie 
nicht befürchte, in ihrem neuen Wir­
kungsgebiet an Einfluß auf die Bil­
dungspolitik zu verlieren, entgeg- 
nete sie, sie sei ohnehin nie für ein 
Bundeskultusministerium eingetreten, 
glaube aber, daß durch die Grund­
gesetzänderungen die Möglichkeiten 
des Wissenschafts- und Bildungs­
ministeriums diesbezüglich vergrö­
ßert worden seien. Daß der Bund in 
Zukunft verstärkt Bildungspolitik be­
treiben werde, deute auch schon der 
neue Name des Ministeriums an, in 
dem zum ersten Mal das Wort „B il­
dung“ vorkomme.


